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Conseil des Etats : majorité absolue
VS/ZH

• VS : moitié des bulletins (+1)

• ZH : moitié des voix
#sièges (+1)

• ZH = moitié des électeurs pleins
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Conseil national : nombre de votants par
siège VS/GE

• VS : 14 500

• GE : 8 000
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Conseil national : nombre de sièges par
canton

• JU : 2

• ZH : 36

• ZH︸︷︷︸
36

+ BE︸︷︷︸
24

+ VD︸︷︷︸
19

+ AG︸︷︷︸
19

+ SG︸︷︷︸
12

+ GE︸︷︷︸
12

= 119 = 60%
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Apparentements (à suivre)

• Permettent aux voix des petits partis de compter

• Sources de résultats discordants
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Répartition proportionnelle (DivDwn)
LU 2019, 9 sièges CN, 3 apparentements

Out[ ]=

{3, 3, 3}
{2, 3, 4}
{1, 4, 4}
{2, 2, 5}
{1, 3, 5}
{0, 4, 5}
{1, 2, 6}
{0, 3, 6}

{1, 1, 7}
{0, 2, 7}
{0, 1, 8}
{0, 0, 9}
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Répartition dans l’apparentement
LU 2019, 3 sièges CN pour PVL (7% LU) < Verts < PS

Out[ ]=

{1, 1, 1}
{0, 1, 2}
{0, 0, 3}
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Autre méthode de répartition (DivStd)
LU 2019, 9 sièges, 3 apparentements (DivDwn et DivStd)

Out[ ]= 

{3, 3, 3}

{2, 3, 4}

{1, 4, 4}

{2, 2, 5}

{1, 3, 5}

{0, 4, 5}

{1, 2, 6}

{0, 3, 6}

{1, 1, 7}

{0, 2, 7}

{0, 1, 8}

{0, 0, 9}
, 
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3e méthode de répartition (HaQ)
LU 2019, 9 sièges, 3 apparentements (HaQ comparée à DivStd)

Out[ ]=

{3, 3, 3}
{2, 3, 4}
{1, 4, 4}
{2, 2, 5}
{1, 3, 5}
{0, 4, 5}
{1, 2, 6}
{0, 3, 6}

{1, 1, 7}
{0, 2, 7}
{0, 1, 8}
{0, 0, 9}
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Conseil national VS 2015 et 2019, 8 sièges
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Conseil national VS 2015, coupe

Out[ ]=
40%

38%

42%

PDC

3e-4e= 2%
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deuxième à 22,2%
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4220

5210

6200
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Conseil national VS 2019, coupe

Out[ ]=
36%
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Conseil national VS sondage 2023, coupe
Centre 35%, Gauche 25%, UDC 23%, PLR 17%, 100% en tout
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George Pólya (1887-1985)
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Valeur des biais, effet des apparentements
LU 2019, 9 sièges CN, 3 apparentements (DivDwn)

Out[ ]=

{3, 3, 3}
{2, 3, 4}
{1, 4, 4}
{2, 2, 5}
{1, 3, 5}
{0, 4, 5}
{1, 2, 6}
{0, 3, 6}

{1, 1, 7}
{0, 2, 7}
{0, 1, 8}
{0, 0, 9}
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Interview (Le Temps, 30.9.2023)
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Proximité des élus CN (NZZ, 8.10.2023)

8 Montag, 9. Oktober 2023Schweiz

Keiner steht weiter links
als Balthasar Glättli
Das Parlamentarier-Rating 2023 zeigt eine starke Polarisierung im Nationalrat: Die Öko-Parteien werden linker, die SVP rechter

NIKOLAI THELITZ (TEXT),
ANDRIN ENGEL (GRAFIKEN)

Zwei Wochen vor den nationalen Par-
lamentswahlen zeigt sich: Die Parteien
im Nationalrat sind so stark polarisiert
wie noch nie. Als neue Polpartei haben
sich in den vergangenen Jahren die Grü-
nen etabliert, die nun deutlich links der
SP stehen.Auch die Grünliberalen sind
nach links gewandert.Die SVP hingegen
rückt weiter nach rechts, wenn auch nur
ein wenig.

Für das NZZ-Parlamentarier-Rating
2023 wurden die Nationalrätinnen und
Nationalräte anhand ihres Stimmver-
haltens im Rat auf einer Links-rechts-
Skala positioniert, welche von –10 bis
10 reicht.

Mehr Parteidisziplin

Wie die Berechnungen zeigen, hat in
gewissen Parteien die Geschlossenheit
deutlich zugenommen. So haben die
Grünen in der vergangenen Legislatur
viel geschlossener gestimmt als noch in
jener zuvor, und dies obwohl die Partei
nun 28 statt 11 Mitglieder im Rat stellt.
Diese sind nun ähnlich stramm auf Linie
wie die Sozialdemokraten, bei denen
sich diese Einigkeit schon länger zeigt.

Auch bei der FDP ist das Stimmver-
halten geschlossener.Bei der SVP ist der
Fall weniger klar, die Partei wies in der
Vergangenheit die grösste Vielfalt an
Positionen auf, eine vorübergehend er-
kennbare Parteilinie ist nun aber wieder
weniger deutlich.

Kaum Überschneidungen

Resultat dieser Stimmdisziplin ist,
dass es unter den Parteien kaum noch
Überlappungen gibt. Sämtliche Grüne
(mit einigen Vertretern kleiner Links-
parteien in der Fraktion) positionieren
sich links der SP.Nur einMitte-Vertreter
(Fabio Regazzi) steht etwas rechter als
die linksten Freisinnigen. Und die drei
EVP-Vertreter liegen eher auf Linie der
Grünliberalen als auf jener der Frak-
tionspartnerin (Mitte).

Innerhalb der Parteien sind trotzdem
zum Teil spannende Unterschiede fest-
zustellen:

SVP
Rechtsaussen im Parlament ist Pir-
min Schwander zu finden. Der Schwy-
zer wurde in der Vergangenheit bereits
als der rechteste Vertreter in der gros-
sen Kammer klassifiziert (Rating die-
ses Jahr: 9,7). Gesellschaft bekommt er
nun von seinem Berner Parteikollegen
Erich Hess:Der SVP-Zampanomit dem
markanten Kurzhaarschnitt schreckt vor
Provokationen nicht zurück und sass
zeitweise in drei Parlamenten gleich-
zeitig.Auch Lukas Reimann undYvette
Estermann gehören demGrüppchen an,
das sich innerhalb der SVP etwas nach
rechts abgesetzt hat. Gleich dahinter
folgt der Fraktionschef Thomas Aeschi
(Rating: 9).

Gemässigter ist da Thomas Hurter,
der linkste SVP-Vertreter im National-
rat. Der Sicherheitspolitiker und ehe-
malige Kampfjetpilot kommt auf einen
Wert von 6,4. Ähnlich moderat posi-
tioniert ist der Parteipräsident Marco
Chiesa (6,5).

Grüne
Anders als bei der SVP zählt der Partei-
präsident bei den Grünen nicht zu den
Gemässigten, sondern als der Hard-
liner schlechthin. Balthasar Glättli ist
mit einem Rating von –9,1 der linkste
Nationalrat überhaupt. Gleich darauf
folgen die Fraktionschefin Aline Trede
und der Kommunist Denis de la Reus-
sille (Rating jeweils –9).

Der einzige Vertreter der Partei der
Arbeit, der mit den Grünen in einer
Fraktion ist, war bis im April 2023
Stadtpräsident von Le Locle. In sei-
nem Büro hing standesgemäss ein Por-

trät von Che Guevara. Fast wäre de la
Reussille Profifussballer geworden, eine
Saison lang spielte er für den FC Le
Locle in der Nationalliga B. Nun poli-
tisiert er in der Grünen-Fraktion ganz
links aussen.

Die moderateste Grüne ist die Ber-
ner Bauerntochter Christine Badert-
scher (Rating: –7,7). Die 2019 gewählte
Agronomin sieht sich selbst als Brü-
ckenbauerin zu den Bürgerlichen und
lehnte die von ihrer Partei unterstützte
Trinkwasser-Initiative ab. Auf sie folgt
der Umweltwissenschafter Bastien
Girod (Rating: –8,2).

Mitte
Die Mitte-Partei macht ihrem Namen
alle Ehre, das durchschnittliche Rating
ihrer Mitglieder liegt jedes Jahr mehr
oder weniger auf der Nulllinie.

In der Partei, die aus der Fusion von
CVP und BDP entstanden ist, steht der
Solothurner Nationalrat Stefan Mül-
ler-Altermatt ganz links (–0,8), Fabio
Regazzi aus dem Tessin ganz rechts
(1,3). Der Parteichef Gerhard Pfister
und der Fraktionschef Bregy liegen mit
0,2 in der Mitte.

FDP
Bei den Freisinnigen sind der Waadt-
länder Laurent Wehrli und die Bünd-
nerin Anna Giacometti am weitesten
links (1,0) einzuordnen.Dem linken Flü-
gel gehören auch die beiden bekannten
FDP-Frauen Doris Fiala und Christa
Markwalder an.

Auf der rechten Seite stehen bei-
spielsweise ChristianWasserfallen (2,7)
oder der Unternehmer Marcel Dobler
(2,5). Der Parteichef Thierry Burkart
war vor seiner Wahl in den Ständerat
vor vier Jahren ebenfalls weit rechts zu
finden, der Fraktionspräsident Damien
Cottier ist in der Mitte der Partei zu
Hause (1,7).

GLP
Auch die Grünliberalen treten imNatio-
nalrat geeint auf, ihre Ratings liegen
zwischen –2,9 (Céline Weber) und –3,8
(Roland Fischer).

Die Fraktionschefin Tiana Angelina
Moser ist mit einem Rating von –3,7
eher links einzuordnen, der Parteichef
Jürg Grossen in der Mitte (–3,4). Der
GLP-GründerMartin Bäumle steht par-
teiintern eher rechts (–3).

SP
Bei den Sozialdemokraten sind die
Unterschiede klein. Zwischen Ada
Marra (–7,6) und Gabriela Suter (–6,5)
reihen sich sowohl die Co-Parteileitung
Meyer/Wermuth sowie die neue Co-
Fraktionsleitung Bendahan/Marti un-
auffällig ein.

Auch die meisten Bundesratskandi-
daten sind keine Flügelspieler. Nord-
mann, Aebischer und Pult erreichen
Ratings zwischen –9,6 und –7,1. Jans
wurde vor seiner Wahl in den Basler
Regierungsrat 2020 mit –6,9 bewertet.
Nur Daniel Jositsch war damals wie
heute deutlich rechts der SP-Linie posi-
tioniert, vor seiner Wahl in den Stände-
rat lag sein Rating bei –5,6.

Zur Methode: Das Nationalrats-Rating wird
mit der Methode «DW Nominate» berech-
net. Diese wurde für den amerikanischen
Kongress entwickelt und bildet die ideolo-
gische Ausrichtung der Parlamentarierinnen
und Parlamentarier auf einer Skala von –10
(links) bis 10 (rechts) ab, ohne dass die ein-
zelnen Abstimmungen bewertet werden
müssen. Die Ratingwerte werden durch den
paarweisen Vergleich der einzelnen Politi-
ker berechnet. Je grösser die Übereinstim-
mung im Abstimmungsverhalten ist, desto
näher sind sich die Mitglieder. Das Modell
bildet zusätzlich lineare Veränderungen in
der Positionierung ab, die einen zeitlichen
Vergleich der Positionen einzelner Parlamen-
tarier erlauben.

Das vollständige Parlamentarier-Rating mit
den Bewertungen aller Nationalrätinnen und
Nationalräte auf nzz.ch/schweiz.NZZ Visuals / ena.QUELLE: PARLAMENTSDIENSTE, EIGENE BERECHNUNGEN

Positionen der Nationalräte auf der Links-Rechts-Achse im Jahr 2023, nach Partei

Verteilung der Positionen (-10 = links, 10 = rechts) innerhalb der Partei

Das politische Profil des Nationalrats ist klar geordnet

Grüne und Grünliberale driften nach links

SP Grüne EVP GLP Die Mitte FDP SVP andere

2023

2004

0 +5-5
links rechts

-10 +10

0 +5-5
links rechts

-10 +10

Linkster Nationalrat: Balthasar Glättli

Rechteste Nationalräte: Pirmin Schwander
und Erich Hess

Der Grünen-Präsident Balthasar Glättli (Mitte) ist in seiner Partei der Hardliner schlechthin. ANTHONY ANEX / KEYSTONE
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Parlament will Expansionshunger der Post bändigen
Um in neue Märkte vorzustossen, hat der Staatsbetrieb bereits gegen eine halbe Milliarde Franken für Firmenkäufe ausgegeben

DAVID VONPLON

Vor gut zwei Jahren verpasste Konzern-
chef Roberto Cirillo der Post eine neue
Wachstumsstrategie. Weil das klassi-
sche Brief- und Schaltergeschäft ero-
diert, ist das Unternehmen gezwungen,
neue Geschäftsfelder zu erschliessen.
28 Unternehmen hat sich der Konzern
seither einverleibt, wie neue Zahlen zei-
gen. Und die Palette an neuen Geschäf-
ten und Dienstleistungen wird immer
grösser. Die Post ist nun auch eine An-
bieterin von Buchhaltungs- und Ge-
meindesoftware, verkauft digitale Aus-
senwerbung, berät Unternehmen in
Sachen IT-Sicherheit und gibt eine App
heraus, die Familien das Einkaufen er-
leichtern soll.

Und der Hunger des gelben Riesen
ist noch lange nicht gestillt: In diesem
Jahr hat die Post eine Cybersecurity-
Firma aus dem Aargau mit 90 Mitarbei-
tenden geschluckt sowie einen Anbie-
ter von digitalen Veranstaltungsplattfor-
men aus Lausanne mit 120 Beschäftig-
ten. Dazu kamen vier Speditionsfirmen
aus dem Ausland, darunter ein elsäs-
sisches Familienunternehmen mit 790
Mitarbeitenden und einer Flotte von
über 400 Lastwagen.

Um diese Übernahmen zu tätigen,
greift der Bundesbetrieb tief in die Kon-
zernkasse. In den Jahren 2021 und 2022
hat die Post dafür insgesamt 324 Mil-
lionen Franken ausgegeben, wie sie auf
Anfrage mitteilt – zu den Aufwänden
der Transaktionen im laufenden Jahres
gibt sie keine Auskunft. Über die Ein-
zelheiten der jeweiligen Käufe habe
man mit den beteiligten Partnern Still-
schweigen vereinbart, erklärt Post-Spre-
cher Stefan Dauner. Unter dem Strich
dürfte das Unternehmen jedoch bereits
gegen eine halbe Milliarde Franken für
Übernahmen ausgegeben haben. Und
in diesem Stil soll es auch in den nächs-
ten Jahren weitergehen. Insgesamt will
das Unternehmen bis ins Jahr 2030 nicht
weniger als 1,5 Milliarden Franken in
Übernahmen in neuen Geschäftsfeldern
investieren.

Vage formulierte Ziele

Ob es der Post mit ihrer Vorwärtsstra-
tegie gelingen wird, das wegbrechende
Kerngeschäft zu kompensieren, ist der-
weil noch völlig offen. Eine erste Bilanz
der neuen Strategie fällt durchzogen aus.
Der Post fällt es offensichtlich schwer,
das Prinzip des Briefgeheimnisses auf
die digitale Welt zu übertragen. Bereits
jetzt zeichnet sich ab, dass die Digital-
sparte des Konzerns auch im nächsten
Geschäftsjahr nicht aus den roten Zah-
len herauskommt. Man sei bei der Ein-

heit Kommunikations-Services noch
nicht ganz so rasch unterwegs wie ur-
sprünglich geplant, räumt Sprecher
Dauner ein. Die Erträge seien zwar ge-
stiegen, die Ergebnisse jedoch täten dies
jedoch nicht im gleichen Masse. Gefragt
sei nun ein langer Atem.

Unter Druck gerät die Post mit
ihrer Strategie auch im Parlament. Dort
haben derzeit jene Kräfte die Ober-
hand, welche die Post in ihrem Expan-
sionsdrang bändigen wollen. Vorletzte
Woche sprach sich der Nationalrat für
eine Motion des Ostschweizer Mitte-
Politikers Thomas Rechsteiner aus. Sie
fordert, dass die Post dem Bundesrat
künftig Firmenkäufe ausserhalb des
Kerngeschäfts vorab zur Genehmi-
gung vorlegen und zuhanden der ver-
antwortlichen Parlamentskommission
begründen muss. Der Bundesrat soll
dazu die nötigen Gesetzesänderungen
vorschlagen.

Rechsteiner kritisiert, dass die Post
bei ihren Aktivitäten ausserhalb ihres
Kernauftrags nur an die vage formu-
lierten strategischen Ziele des Bundes-
rats gebunden sei. Sonst jedoch könne
sie nach freiem Ermessen unterneh-
merisch tätig sein. Da sich die Post mit
ihren Übernahmen in Märkten bewege,

die teilweise ein sehr hohes Risiko ber-
gen, genüge die bisherige Ex-Post-Kon-
trolle durch den Bundesrat nicht mehr.
«Der Bundesrat darf Grossinvestitionen
der Post und anderer Bundesunterneh-
men künftig nicht einfach abnicken, son-
dern muss verpflichtet werden, deren
Wirtschaftlichkeit im Voraus zu über-
prüfen – nicht zuletzt im Interesse der
Steuerzahler», erklärt Rechsteiner.

Verzerrter Wettbewerb

Diese Argumentation überzeugte die
Mehrheit des Nationalrats – und dies,
obwohl die FDP fast geschlossen gegen
die Motion stimmte, weil ihre Vertre-
ter einer falschen Stimmempfehlung
folgten. Bundesrat Albert Rösti, der als
Nationalrat den Vorstoss Rechsteiners
noch mitunterzeichnet hatte, versuchte
die grosse Kammer vergeblich von die-
sem Schritt abzuhalten. «Die Schrump-
fung des klassischen Postgeschäfts er-
schwert es der Post zunehmend, die
Grundversorgung aus eigener Kraft
zu finanzieren», erklärte er vorletzte
Woche. Die Post müsse in anderen Ge-
schäftsfeldern stark wachsen, um den
Rückgang des Postgeschäfts auszuglei-
chen. Zudem liege die Verantwortung

für die einzelnen Käufe beim Verwal-
tungsrat der Post.

Die Post selber betont, dass sie sich
bei den Zukäufen stets innerhalb der
regulatorischen und strategischen Vor-
gaben des Bundesrates bewege. «Wir
prüfen vor jeder Akquisition, dass der
Kauf den Vorgaben entspricht», sagt
Sprecher Stefan Dauner. Der politi-
schen Debatte wolle man jedoch nicht
vorgreifen.

Die Bundesbetriebe in die Schranken
weisen wollen auch der FDP-Ständerat
Andrea Caroni, Mitte-Ständerat Beat
Rieder und der Chef der Grünlibera-
len, Jürg Grossen.Vor eineinhalb Jahren
überwies das Parlament zwei Motionen
von Caroni und Rieder an den Bundes-
rat, die ihm den Auftrag erteilten, Wett-
bewerbsverzerrungen durch Staats-
unternehmen einzudämmen. Das Ziel:
Unternehmen wie die Post sollen mit
ihrer Finanzkraft nicht länger ungehin-
dert in Märkten wildern können, die von
privaten Anbietern eigentlich schon gut
abgedeckt sind.Welche Leistungen Bun-
desunternehmen im Wettbewerb mit
Privaten erbringen dürfen, müsse des-
halb gesetzlich festgelegt werden. Zu-
gleich sollten ungerechtfertigte Konkur-
renzvorteile von staatlichen Unterneh-

men ausgeglichen werden müssen – etwa
durch finanzielle Ausgleichszahlungen
oder Verhaltensvorschriften.

Doch der Bundesrat hat sich nie
ernsthaft darangemacht, den Auftrag
des Parlaments zu erfüllen. Stattdes-
sen beliess er es beim Vorschlag, dass
die Bundesbetriebe in ihren rechtlich
kaum verbindlichen Corporate-Gover-
nance-Richtlinien die Maxime des fai-
ren Wettbewerbs verankern müssen.
Bis im dritten Quartal 2024 will das
Volkswirtschaftsdepartement entspre-
chende Vorschläge unterbreiten. «Der
Bundesrat betreibt mit dieser Schmal-
spurlösung nichts anderes als Arbeits-
verweigerung», ärgert sich Motionär
Andrea Caroni.

Gleich lange Spiesse

Gemeinsam mit Jürg Grossen und Beat
Rieder will der Ausserrhoder dafür
sorgen, dass das Parlament selber die
Arbeiten für ein neues Gesetz an die
Hand nimmt. Die Politiker haben des-
halb je eine gleichlautende parlamenta-
rische Initiative eingereicht, die gleich
lange Spiesse für private und öffent-
liche Unternehmen fordert. Neben den
neuen Regeln für Bundesbetriebe ver-
langt Caroni auch die Schaffung einer
Aufsichtsinstanz, welche fortan über-
prüft, ob eine Übernahme durch einen
Bundesbetrieb den Wettbewerb verzerrt
und die private Konkurrenz benachtei-
ligt. Die Kontrolltätigkeit könnte dabei
durch den Bundesrat als Eigner oder
durch eine geeignete Behörde wie die
Wettbewerbskommission (Weko) wahr-
genommen werden.Auch macht sich der
Appenzeller für die Einführung eines
Beschwerderechts für betroffene Kon-
kurrenzfirmen stark.

Klagen und Beschwerden gegen
Übernahmen der Post blieben bisher er-
folglos. Nach der Akquisition des Luzer-
ner Software-Unternehmens Klara hatte
der Konkurrent Abacus im vergangenen
Jahr bei der Weko Anzeige eingereicht.
Darin monierte Abacus, Klara könne
seine Buchhaltungssoftware «aufgrund
der Quersubventionierungen durch die
Post-Gruppe» kostenlos anbieten. Wei-
ter müsse der Datentransfer zwischen
dem Monopolbereich der Post und
Klara unterbunden werden.

Die Wettbewerbshüter jedoch
kamen nach einer Marktbeobachtung
zum Schluss, dass keine Anzeichen für
eine unerlaubte Quersubventionierung
durch die Post vorliegen. Die Beteili-
gung verzerre den Wettbewerb nicht.
Damit zeigt sich: Ändert die Politik die
Spielregeln nicht, dürfte die Post ihre
Expansionsträume ungehindert weiter
verwirklichen können.

Seit Roberto Cirillo den Chefposten übernommen hat, hat die Post bereits 28 Unternehmen gekauft. PETER SCHNEIDER / KEYSTONE

Die Schweiz soll die Hamas zur Terrororganisation erklären
Die Gesellschaft Schweiz-Israel fordert den Bundesrat auf, seine zurückhaltende Nahostpolitik zu überdenken

CHRISTINA NEUHAUS

Sie töteten mehrere hundert Menschen,
unter ihnen Frauen und Kinder. 1800
wurden verletzt, Dutzende verschleppt.
Was Israel an diesem Wochenende er-
lebte, war nackter Terror.

Doch die offizielle Schweiz mei-
det den Begriff im Zusammenhang mit
den Vorfällen in Israel. Das Eidgenössi-
sche Departement für auswärtige Ange-
legenheiten (EDA) schrieb am Samstag:
«Die Schweiz verurteilt den Abschuss
von Raketen und die Angriffe auf Israel
aus dem Gazastreifen. Wir fordern eine
sofortige Beendigung der Gewalt und
den Schutz der Zivilbevölkerung.» Auch
Bundespräsident Alain Berset hielt sich
an diesen Wortlaut, ergänzte ihn aber
mit dem Satz, er spreche den Familien
und Angehörigen der Opfer sein tiefs-
tes Beileid aus.

Anders als die EU, die USA oder
Grossbritannien hat die Schweiz die
Hamas bis heute nicht zur Terrororgani-
sation erklärt. 2017 lehnte der Bundes-

rat ein entsprechendes Postulat des SVP-
Nationalrats Christian Imark ab. Be-
gründung: Die Hamas unterliege keinen
Sanktionen des Uno-Sicherheitsrates.

Kontakte zur Hamas

Als die Aargauer Mitte-Nationalrätin
Marianne Binder nach den Raketen-
angriffen von 2021 fragte, weshalb der
Bundesrat Israel und die Hamas in sei-
nen Stellungnahmen verbal auf dieselbe
Stufe stelle, lautete die Antwort: Der
Bundesrat vergleiche die Parteien nicht,
sondern rufe ausnahmslos alle auf, ihre
völkerrechtlichen Verpflichtungen ein-
zuhalten. Die Landesregierung habe den
Raketenbeschuss aus dem Gazastreifen
auf Israel ebenso verurteilt wie die israe-
lischen Völkerrechtsverletzungen in die-
sem Kontext.

Man unterhalte zwar Kontakte zur
Hamas, doch die «inklusive Kontaktpoli-
tik und die Politik der Guten Dienste
der Schweiz in diesem Kontext werden
von den internationalen Schlüsselakteu-

ren wie den USA und der EU geschätzt,
gerade während Krisen». Auch werde
Israel regelmässig von der Schweiz über
ihre Kontakte mit der Hamas informiert.

Vergeblich versuchten die israelische
Botschaft sowie jüdische Vereinigun-
gen wie der Schweizerische Israelitische
Gemeindebund (SIG) und die Platt-
form der Liberalen Juden der Schweiz
Druck zu machen. In einer gemeinsa-
men Erklärung nannten die jüdischen
Organisationen die Hamas «klar extre-
mistisch, terroristisch und antisemi-
tisch». Es könne nicht sein, dass sie sich
in der Schweiz frei bewegen, Spenden
sammeln und ihre Finanzen abwickeln
könne. Es nützte nichts. Der Bundesrat
blieb bei seiner Haltung.

Nach den brutalen Angriffen auf die
israelische Zivilbevölkerung wird sich der
Bundesrat nun erneut der Frage stellen
müssen, wie er mit der Hamas umgehen
will. Die Gesellschaft Schweiz-Israel hat
ihn am Wochenende dezidiert aufgefor-
dert, seine bisherige Position in der Nah-
ostpolitik zu überdenken. Dazu gehöre,

«sich nicht länger zu weigern, die Hamas
als Terrororganisation zu bezeichnen».
Die Landesregierung müsse sich ernst-
haft fragen,welche Kontakte die offizielle
Schweiz mit der Hamas pflegen wolle.

Bürgerliche wählen klare Worte

In der Frage, wie sich die Schweiz im
eskalierten Nahostkonflikt positioniert,
verläuft eine deutliche Trennlinie zwi-
schen den bürgerlichen Parteien und
Rot-Grün. Während die meisten linken
Exponenten – ausser der Grünen-Chef
Balthasar Glättli – eine klare Benen-
nung der Aggressoren vermieden, wähl-
ten Mitglieder der SVP, der FDP, der
Mitte und der GLP klare Worte.

Sie forderten nicht nur eine scharfe
Verurteilung der Angreifer, sondern ver-
einzelt auch die Überprüfung der Zu-
sammenarbeit mit verschiedenen Paläs-
tinenserorganisationen. Die Schweiz
unterstützt nicht nur das umstrittene
Hilfswerk der Vereinten Nationen für
Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten

(UNRWA) mit einem Millionenbetrag,
sondern auch mehrere Dutzend NGO.

Die grünliberale Nationalrätin Judith
Bellaiche schrieb auf X, die Hamas sei
eine Terrororganisation, die das paläs-
tinensische Volk missbrauche, Israel
angreife, Zivilisten abschlachte, ver-
stümmle, schände und entführe. Sie er-
warte uneingeschränkte Solidarität der
Schweiz mit Israel, auch von der SP und
den Grünen. Thomas Aeschi, Chef der
SVP-Fraktion, forderte die sofortige
Einstellung der Unterstützung für das
Uno-Hilfswerk. Für den FDP-Präsiden-
ten Thierry Burkart ist klar, dass die ter-
roristischen Angriffe der Hamas «aufs
Schärfste zu verurteilen sind», und der
Mitte-Chef Gerhard Pfister bilanzierte:
«Mit der Ukraine und Israel werden
Demokratien und westliche Werte an-
gegriffen. Bei beiden Angriffen muss
die Schweiz klar Position beziehen. Den
Aggressor gleich zu behandeln wie den
Angegriffenen, ist nicht neutral.»

Das Signal der bürgerlichen Mehrheit
an den Bundesrat ist klar:Haltung zeigen.
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Formules des méthodes HaQ, DivDwn,
DivStd

n sièges à répartir

• HaQ (basé sur la dotation idéale) : on donne 1 siège par
n-ième des voix, puis les sièges restants aux plus grands restes
de voix

• DivDwn [DivStd] : on choisit une valeur de siège telle que les
quotients voix/(valeur du siège) arrondis vers le bas [arrondis
à l’entier le plus proche] aient pour total le bon nombre n de
sièges. (Les arrondis sont alors les nombres de sièges.)
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Exemples pratiques

• CN VS 2015 : 18.2%, 19.6%, 22.2%, 40.0%
DivDwn : valeur du siège = 10%, répartition 1,1,2,4
DivStd : valeur du siège = 13%, répartition 1,2,2,3

• sondage VS CN 2023 : 35%, 25%, 23%, 17%
répartition 1,2,2,3 avec DivDwn (valeur siège = 11%) et
DivStd (valeur siège = 12%)

• 2 partis, 2 sièges, DivDwn :
1 siège chacun si petit > grand/2 (valeur siège = petit),
sinon 2 sièges au grand (valeur siège = grand/2)
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Hagenbach-Bischoff (DivDwn) : confusion

Tous croient que c’est une méthode à quota
avec quota = voix

1+# sièges (arrondi à l’entier immédiatement
supérieur)

• Utilité des apparentements selon Chancellerie fédérale :
2.6 + 2.6 = 5.2, donc 5 sièges et non 2 + 2.

• Il n’y a pas de restes de voix ! Si 12 sièges et partis avec 10.0
13 ,

1.8
13 , 0.6

13 , 0.6
13 des voix, à qui va le dernier siège ?

(Au plus grand parti ! Valeur du siège = (10/11)/13)
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Pour le futur

• Suppression des apparentements, une seule liste cantonale par
parti, DivStd ?

• Ou alors, peu probable, biproportionnelle ?
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Biproportionnelle
Détermination de la force globale des partis, puis (après
pondération adéquate des partis) répartition des sièges de chaque
circonscription sur la base des voix pondérées de la circonscription

Div. de
PDC PLR UDC AdG Verts Total district

Arrondissement 1 1 1 1 1,03
Sion Sièges 10 7 6 6 5 34

Diviseur d'arr. 920 Somme électeurs pleins 9254 6826 5181 5079 4549
Suffrages 8430 4259 6414 4078 3660 6000
Electeurs pleins 1686 852 1283 816 732
Sièges 1 1 1 1 1 5
Suffrages 78388 55689 43298 56197 43511 16000
Electeurs pleins 4355 3094 2405 3122 2417
Sièges 5 3 3 4 3 18
Suffrages 35347 31680 16419 12551 15396 10000
Electeurs pleins 3213 2880 1493 1141 1400
Sièges 4 3 2 1 1 11

District  
Conthey

Diviseur de groupe de listes

District  
Hérens

District     
Sion

Valais, Grand Conseil 2021, répartition des sièges

• Lien avec les sondages d’opinion (Iterative Proportional
Fitting)
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